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Leseprobe 

 

Einleitun

 

 

"Menschen haben ein Recht

 

auf Kultur - nicht nur irgendeine Kultur,

 

sondern ihre eigene."

 

(Margalit/Halbertal 1994: 491

 

 

Das Anliegen, Kultur und Identität als kollektives Menschenrecht zu kodifizieren, gewinnt im 21.

Jahrhundert zunehmend an Bedeutung. Prägnant manifestiert es sich in der Entwicklung indigener

Rechte und in deren vorläufigem Höhepunkt, der UN-Erklärung über die Rechte der indigenen

Völker (UNDRIP). Umstritten bleibt jedoch die Frage, ob es ein kollektives Menschenrecht auf

Kultur und Identität geben kann und wenn ja, in welcher Form und mit welchen Effekten

 

Die Begriffe Kultur, Identität und kulturelle Identität fungieren zu-nächst als Platzhalter, die höchst

unterschiedlich bestimmt werden kön-nen. In Forderungen nach kollektiven Menschenrechten

überkreuzen und vervielfältigen sich deren Bedeutungen. Dieses komplex strukturierte Feld, das

Widersprüchlichkeiten, Gegensätze und austauschbare Begrifflichkeiten für und gegen

gleichlautende Forderungen aufweisen kann, bildet den Anlass, in diesem Buch die

Argumentationsmuster kollektiver Menschenrechtsforderungen zu analysieren. Das Feld wird von

der begrifflichen Abstraktion bis zur detaillierten Einzelproblematik daraufhin untersucht, welche

Aspekte von Kultur und Identität in kollektiven Menschenrechtsforderungen mit welchen

Begründungen und Funktionen verbunden werden. Ziel ist die Beantwortung der Frage, ob und

inwiefern kollektive Menschenrechte eine sinnvolle Erweiterung individueller Menschenrechte

darstellen können

 

Vor der näheren Skizzierung des Aufbaus und Argumentationsganges der Untersuchung wird ein

Überblick über die Entwicklung internationaler Menschenrechte, über Gruppenrechtskonzeptionen

und über Minderhei-tenrechte einen ersten Zugang zum Themenfeld verschaffen.

 

 

Ideengeschichtlich werden Menschenrechte in einer "Standarderzählung der

Menschenrechtsgeschichte" (Menke/Pollmann 2007: 12) mit drei Entwicklungsphasen assoziiert:

Eine erste Phase bildet das Naturrecht des 17. und 18. Jahrhunderts. Hier wurde philosophisch

begründet, wenn auch nicht politisch durchgesetzt, dass jedem Menschen von Natur aus

bestimmte Rechte zustehen. Als zweite Entwicklungsphase gelten die bürgerlichen Revolutionen



ab der Mitte des 18. Jahrhunderts, in denen Bürgerrechte juristisch verankert wurden, allerdings

ihren für alle Menschen gleichermaßen geltenden, das ist universellen Charakter verloren. Die

UN-Menschenrechte stellen die dritte Phase dar, in der die Verrechtlichung der zweiten Phase

einerseits und der Universalismus der ersten Phase andererseits endlich vereint wurden. Diese

Erzählung einer Abfolge beruht mit Menke und Pollmann auf verkürzten Begrifflichkeiten (ebd.:

12ff.). Vor allem verkenne sie den entscheidenden Bruch, der der Entstehung der heutigen

Menschenrechte vorausging.

 

"Eine zentrale Voraussetzung der gegenwärtigen Menschenrechtspolitik ist […] die Erfahrung

einer politisch-moralischen Katastrophe, die so fundamental ist, dass sie auch noch die

Menschenrechtsgeschichte als solche bis in ihre Grundfesten erschüttert. Diese Katastrophe ist

der politische Totalitarismus" (ebd.: 16)

 

Noch deutlicher wird die Zäsur als "Zivilisationsbruch" bezeichnet, der sich in der Shoah

manifestierte (Diner/Benhabib 1988).

 

Die Anerkennung dieses Bruchs ist mit dem Modell unterschiedlicher Phasen von

Menschenrechten allerdings dann kompatibel, wenn keine harmonische, lineare Abfolge, sondern

die eminenten Unterschiede zwi-schen den drei Menschenrechtsphasen in den Mittelpunkt

gerückt werden, die eine Gleichsetzung von Menschenrechtserklärungen aus den

unterschiedlichen Phasen disqualifizieren. Im Folgenden ist mit dem Begriff Menschenrecht

ausschließlich das moderne Menschenrechtssystem gemeint, das sich nach der Zäsur seit 1945

entwickelt hat

 

Die Gründung der Vereinten Nationen (UN) 1945 und die Verabschiedung der Allgemeinen

Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 1948 bilden den aufsehenerregenden Auftakt für ein

verbindliches internationales Menschenrechtssystem. Die beiden UN-Pakte von 1966 (in Kraft

getreten 1976) über bürgerliche und politische Rechte sowie über wirtschaftliche, soziale und

kulturelle Rechte spezifizieren und erweitern die Menschenrechte nicht nur, sondern geben ihnen

einen rechtsverbindlichen Charakter und verleihen Teilen der AEMR völkergewohnheitsrechtliche

Durchsetzungsstärke (Hobe/Kimminich 2000: 344ff.). Gemeinsam bilden die drei Dokumente die

sogenannte Internationale Menschenrechtscharta. Das moderne Menschenrechtssystem zeichnet

sich gegenüber vorherigen Men-schenrechtsansätzen insbesondere dadurch aus,

 

"dass das Individuum innerstaatlich stets auf die Freiheit oder Unfreiheit des politischen Systems,

in dem es sich befand, angewiesen war, während über die Internationalisierung ein grundsätzlich

neuer Weg beschritten wurde: der eigene Staat unterliegt seither einem doppelten

Legitimationszwang: nach innen bedarf er weiterhin der traditionell-rechtsstaatlichen

Rechtfertigung, nach außen unterliegt er der zusätzlichen Kontrolle durch das ›Forum des

Weltgewissens‹, der Kritikmöglichkeit durch die anderen Staaten und durch internationale

Organisationen wie den VN." (Riedel 2004: 12)



 

Ein komplexes und wachsendes System an Verträgen, Konventionen, Er-klärungen und

Resolutionen auf staatlicher, regionaler, trans- und interna-tionaler Ebene soll menschenrechtliche

Ansprüche unterstützen helfen.

 

Aufgrund unterschiedlicher Kontrollmechanismen und des Fehlens ei-ner internationalen

exekutiven Sanktionsinstanz zeichnen sich internatio-nale Menschenrechte durch ein

Ineinandergreifen politischer, moralischer und rechtlicher Umsetzungsmechanismen aus. Das

ermöglicht heterogene Formen der Durchsetzung von Menschenrechten, die nicht auf juristische

Wege beschränkt sind. Es gibt Durchsetzungsformen nach dem Völkerge-wohnheitsrecht, nach

ius cogens (zwingendem Recht), nach erga omnes (abso-lutem Recht), nach UN-Erklärungen und

nach Menschenrechtsverträgen ebenso wie nach universalisierten Standards und moralischen

Normen (Clapham 2006: 85ff.). Aus dieser Vielfalt ergeben sich Grauzonen und Spielräume, die

für durchaus gegensätzliche Zwecke genutzt werden kön-nen. Den Hintergrund bildet ein

generelles Merkmal internationaler (Men-schen-) Rechte, das die folgenden Diskussionen stets

begleiten und das eine eindeutige Trennung zwischen normativen und rechtlichen Ansprü-chen

stellenweise erschweren wird. Internationale Rechte und Normen sind gekennzeichnet von (der

Möglichkeit für) Auseinandersetzungen um deren Interpretationen, Deutungen und Auslegungen.

 

"Einem Juristen, der es gewohnt ist, immer nur mit Gesetzestexten, Gerichtsent-scheidungen und

stichhaltigen Beweismitteln zu hantieren, mag eine Rechtsord-nung, welche die gesamte Fülle des

menschlichen Lebens einschließlich seiner Irrationalität […] mit in das Normdenken einbaut,

zunächst schwer verständlich erscheinen." (Hobe/Kimminich 2000: 28, s.a. Clapham 2006: 70f.

 

Das Völkerrecht wirkt gleichzeitig auf die sozialen Realitäten, Gefüge, Institutionen und

Machtverhältnisse, die in es eingehen, zurück und prägt sie seinerseits (Reus-Smit 2004: 279f.).

 

Nicht nur die Auslegung menschenrechtlicher Normen, auch die Ent-wicklung des internationalen

Menschenrechtssystems ist nie unumstritten gewesen. Sie wurde seit der Gründung der Vereinten

Nationen stets von unterschiedlichen Kritiken begleitet, die sich in vier zentralen Aspekten

zusammenfassen lassen

 

Die erste Kontroverse betrifft die Frage nach dem Verhältnis zwischen internationalem

Menschenrecht einerseits und staatlicher Souveränität andererseits. Die Schwierigkeit dieses

Verhältnisses geht bis auf die Charta der Vereinten Nationen, dem Gründungsdokument der UN

von 1945 zurück. Sie schützt zum einen in Artikel 2.7 innerstaatliche Angelegenheiten vor einem

Eingreifen der UN, zum anderen kann der UN-Sicherheitsrat "zur Wahrung des Weltfriedens und

der internationalen Sicherheit" (Artikel 43.1) weitreichende Maßnahmen initiieren. Zudem

verpflichten sich alle UN-Mitgliedsstaaten auf die "allgemeine Achtung und Verwirklichung der

Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle" (Artikel 55c). Die hier angesprochenen

Menschenrechte wurden mit der AEMR inhaltlich gefüllt und spezifiziert, deren Entwicklung mit



Rekurs auf die in Artikel 2.7 der UN-Charta geschützte staatliche Souveränität (letztendlich

erfolglos) bekämpft wurde (Lauren 2011: 199ff.).

 

Bis hin zu gegenwärtigen Diskussionen, vor allem in Bezug auf huma-nitäre Interventionen, bleibt

der Widerspruch zwischen staatlicher Souve-ränität und internationalem Menschenrecht

unaufgelöst. Dennoch hat sich das Souveränitätsverständnis durch die Etablierung eines

verbindlichen menschenrechtlichen Bezugsrahmens und dessen Bekräftigung auf der UN-

Menschenrechtskonferenz in Wien 1993 (UN Doc. A/CONF.157/23) gewandelt.

Menschenrechtliche Verantwortlichkeit wird (nicht nur in den jüngeren Responsibility-to-Protect-

Ansätzen) als wichtige Komponente von Souveränität und Staatlichkeit verstanden (Weiss 2005:

72f., Chandler 2002, Deng et al. 1996). Für ausgewählte basale Menschenrechte gilt zumindest

formal der Anspruch: "So etwas wie ›innere Angelegenheiten‹ gibt es nicht länger, wenn

Menschenrechte betroffen sind." (Sprecher auf der Peace Implementation Conference on Bosnia

in London 1995, zitiert in Lauren 2011: 303). Inwiefern und in welchen Situationen dieser

Anspruch jeweils umgesetzt werden kann und wird, hängt indes von weiteren strategischen,

politischen, moralischen und wirtschaftlichen Aspekten ab, und der Rückzug auf die eigene

Souveränität bleibt ein häufig angeführtes Argument

 

In einer zweiten Argumentationslinie wird die Darstellung der Aufgabe des

Menschenrechtssystems und der UN, "Konflikte friedlich zu lösen und das Leben der Menschen

zum Besseren zu verändern" (Ban Ki-Moon, zitiert in United Nations Department of Public

Information 2011: v), als idealisierende Erzählung kritisiert und mit realpolitischen Konstellationen

kontrastiert. Pragmatische Abwägungen, staatliche Vorbehalte gegen Menschenrechte im

Allgemeinen und gegen Rechte für Kolonisierte und innerstaatliche Minderheiten im Besonderen,

ein strategischer Bedacht auf eigene Interessen und die Auseinandersetzungen im Zuge des

Kalten Krieges stehen im Mittelpunkt einer kritischen Perspektive auf die Entstehungsgeschichte

der Menschenrechte (vgl. Kennedy 2007: 212ff., Neier 2012: 93ff., Lauren 2011: 211ff., Morsink

1999). Auch mehr als sechzig Jahre nach der Verabschiedung der AEMR ist das

Menschenrechts- und UN-System gekennzeichnet von instrumentellen Zugriffen sowie von

klaffenden Lücken zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Die Vereinten Nationen werden kritisiert

für ihre Bürokratie, Ineffektivität, Passivität und für den Menschenrechtsschutz unterminierende

Seilschaften (u.a. Bandow 2008).


